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Sehr geehrter Herr Präsident! 

Der Abgeordnete zum Nationalrat Mag. Gernot Darmann hat am 18. Dezember 2025 

unter der Nr. PA 4313/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend 

„Verweigerung der Auskunft durch das BMI zu Fragen der integrationspolitischen Ziele der 

Regierung im Zuge der Informationsfreiheit“ gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 6: 

• Gibt es im BMI einen Erlass, eine interne Anordnung oder eine Weisung, wonach 

Auskünfte zu Fragen der integrationspolitischen Ziele oder Strategien der 

Bundesregierung im Rahmen des Informationsfreiheitsgesetzes zu verweigern sind? 

a. Wenn ja, wann wurde eine solche Anordnung erlassen, von wem und in welcher 

Form (schriftlich oder mündlich)? 

b. Welchen konkreten Inhalt hat diese Vorgabe? 

c. Auf welche rechtliche Grundlage wird eine solche Auskunftsverweigerung gestützt? 

• Wurde diese Vorgabe auch an nachgeordnete Dienststellen übermittelt? 

a. Wenn ja, wann und in welcher Form? 

• In wie vielen Fällen seit dem Inkrafttreten des Informationsfreiheitsgesetzes wurden 

Informationsbegehren zu integrationspolitischen Zielen oder Maßnahmen abgewiesen 
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bzw. unbeantwortet gelassen? (Bitte um Aufschlüsselung nach Anlass und 

Begründung) 

• Wer war in diesen Fällen jeweils für die Entscheidung über die Auskunftsverweigerung 

zuständig? 

• Wurde die Bundesregierung oder einzelne Mitglieder der Bundesregierung in die 

Erstellung dieser Vorgabe eingebunden oder über deren Inhalt informiert? 

• Wird derzeit im BMI geprüft, diese Praxis zu ändern oder aufzuheben? 

Der Vollzug von Angelegenheiten der Integration, insbesondere die Koordination der 

allgemeinen Integrationspolitik, fällt nach dem Bundesministeriengesetz 1986, 

BGBl. Nr. 76/1986 idF BGBl. Nr. 10/2025, nicht in den Zuständigkeitsbereich des 

Bundesministeriums für Inneres. 

 

 

Gerhard Karner 
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